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			„Hohes Interesse an Thüringen“

			Landesminister Tiefensee zu Gast in Buenos Aires
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			Wolfgang Tiefensee in Buenos Aires. (Foto: mc)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Nach den ersten Tagen seiner Südamerikareise hat Thüringens Wirtschaftsminister Wolfgang Tiefensee (SPD) eine positive Zwischenbilanz gezogen. „Es besteht hohes Interesse an Deutschland und Thüringen“, sagte er am Mittwoch in Buenos Aires. Der Minister wird bei seiner achttägigen Reise durch Brasilien, Uruguay, Argentinien und Bolivien von Unternehmern und Wissenschaftlern begleitet. „Die Markterkundung gelingt“, sagte Tiefensee, der von 2005 bis 2009 Bundesverkehrsminister war.

			Tiefensee glaubt trotz der aktuellen Krise in Argentinien, dass es ein guter Zeitpunkt sei, um in der Region Präsenz zu zeigen. „Wir kommen, um deutlich zu machen, dass wir auch in schwierigen Zeiten zu den Märkten stehen“, sagte der Landeswirtschaftsminister. „Das wird auch honoriert. Wenn es dann wieder aufwärts geht, haben wir schon Kontakte in der Region.“

			Tiefensee beschrieb sein Bundesland als aufstrebendes „Powerhouse“. Nach der Deindustrialisierung, die Thüringen Anfang der 90er Jahren durchmachte, habe sich das Land erholt und könne sich im Vergleich auch mit manchen alten Bundesländern sehen lassen. So habe Thüringen, was die Anzahl von Industriearbeitsplätzen pro 1000 Einwohner, betreffe, Länder wie Nordrhein-Westfalen, Hessen und Niedersachsen überholt, so der Sozialdemokrat. In Sachen Arbeitslosenquote rangiere Thüringen auf Platz sechs. Zudem weise es bundesweit den höchsten Lohnanstieg aus. 
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			Wolfgang Tiefensee (r.) mit Jorge Neme (Staatssekretär Tucumán, M.) und dem neuen deutschen Gesandten Dr. Ralf Horlemann. (Foto: Prensa ealem)

			Nicht nur industriell, sondern auch in wissenschaftlicher Hinsicht habe der Freistaat Erfolge vorzuweisen, so Tiefensee. Er verwies auf die Universitätsstadt Jena, die nach Erlangen die höchste Patentdichte erreicht habe. „Jeder Dritte hat dort eine akademische Ausbildung“, meinte der Minister. Gerade beim universitären Austausch habe er in Argentinien großes Interesse an Thüringen festgestellt, so Tiefensee. Dies gelte für Professoren wie Studierende.

			Dass Thüringen das erste deutsche Land ist, in dem Die Linke mit Bodo Ramelow einen Ministerpräsident stelle, schrecke interessierte Investoren jedenfalls nicht. Augenzwinkernd meinte Tiefensee: „Wir haben noch Bananen, und die Betriebe sind nicht verstaatlicht“, und fügte hinzu: „Die Zahlen weisen aus, dass wir gut unterwegs sind.“ 

			Unter Imageproblemen aufgrund der jüngsten fremdenfeindlichen Ausschreitungen im benachbarten Sachsen habe Thüringen bislang nicht zu leiden gehabt. Tiefensee weiß aber auch: „Es wird mit wachen Augen geschaut, welche Willkommenskultur bei uns herrscht“. Ohne Multikulturalität sei es jedenfalls schwer, Fachkräfte zu gewinnen.

			Zu den konkreten Resultaten von Tiefensees Argentinien-Visite gehörte die Unterzeichnung einer gemeinsamen Erklärung zur Zusammenarbeit zwischen dem Freistaat und der Provinz Tucumán. Diese zielt darauf ab, die Beziehungen zwischen beiden Gliedstaaten in den Bereichen Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und öffentlichen Verwaltung zu fördern und auszubauen. Unterzeichnet wurde auch ein Kooperationsabkommen zwischen der Universität von Tucuman (UTN) und der Fachhochschule Erfurt (Thüringen).

			 

			 

			[image: impressum.jpg] 

		

	
		
			Argentinien

			[image: 1180.png] 

			Mehr Armut im Land 

			Ernüchternde Aussichten / Macri stellt Armutsbericht vor
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			Mauricio Macri während der Pressekonferenz. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/mc) - Im Wahlkampf 2015 hatte der damalige Präsidentschaftskandidat Mauricio Macri noch „Null Armut“ versprochen. Seine Ankündigungen als verantwortlicher Staatschef klingen nun anders: So informierte er am vorigen Freitag, dass die Armut in der ersten Hälfte dieses Jahres im Vergleich zum zweiten Halbjahr 2017 gestiegen sei.

			Unter Bezugnahme auf aktuelle Daten des nationalen Statistikamtes Indec gab Macri bekannt, dass derzeit 27,3 Prozent der Argentinier als arm zu bezeichnen seien. In absoluten Zahlen ausgedrückt sind es 12,2 Millionen Personen. 2,1 Millionen Menschen - 4,9 Prozent der Bevölkerung - leben sogar in extremer Armut. Gegenüber dem zweiten Halbjahr 2017 nahm der Anteil der Armen um 1,6 Prozentpunkte zu. Bei den Extremarmen betrug der Zuwachs 0,1 Prozentpunkte. 

			Gegenüber dem ersten Halbjahr 2017 nahm die Zahl der Armen ab, was Macri jedoch nicht erwähnte.

			Die meisten Bedürftigen leben im Großraum Bue-nos Aires. Hier sind rund 3,8 Millionen Menschen registriert, die unterhalb der Armutsgrenze leben. Macri nannte die „Turbulenzen der letzten Monate“ als Ursache für die unerfreuliche Entwicklung. Damit spielte er auf die anhaltende Inflation und den Sinkflug des Pesos an, der bereits im Mai einsetzte.

			Auch der Ausblick auf die nähere Zukunft fiel wenig optimistisch aus. So kündigte Macri an, dass die kommenden Monate „schwierig“ würden. „Zwischen September und März wird es weitere Rückschritte geben.“ Es gebe eine weitere Zunahme der Armut. 

			Hinzu kommt, dass sich die argentinischen Regierung gegenüber dem Internationalen Währungsfonds (IWF) im Gegenzug für Hilfskredite verpflichtet hat, im Staatshaushalt Kürzungen vorzunehmen.

			Gleichzeit betonte Macri aber, dass der Armutsanteil bei seinem Amtsantritt im Dezember 2015 bei 32,2 Prozent lag. Zudem würden heutzutage auch korrekte Zahlen präsentiert: „Wir zeigen die Ziffern, ohne die Krise zu negieren“, meinte Macri in Anspielung auf die Zeiten der Kirchner-Regierung, als die Daten des Statistikamtes in dem Ruf standen, schöngefärbt zu sein.

			Macri versicherte, dass der Staat den Ärmsten der Bevölkerung weiter zur Seite stehen werde. Er verwies in diesem Zusammenhang auf die jüngst erfolgte Anhebung des Kindergeldes, den Ausbau sozialer Hilfsprogramme sowie die Preisbeschränkungen für Grundnahrungsmittel.

			 

			 

		

	
		
			Argentinien

			[image: 11801.png] 

			Die Woche in Argentinien

			Intellektuelle für CFK

			Sie wollen, dass Cristina Fernández de Kirchner im nächsten Jahr für eine erneute Präsidentschaft kandidiert: Die Intellektuellen-Gruppe „Carta Abierta“ (Offener Brief) spricht sich in einer Erklärung für ein politisches Comeback der einstigen Staatschefin auf höchster Ebene aus. Cristina, gegen die zurzeit mehrere Gerichtsverfahren laufen (wir berichteten), bezeichnen die Intellektuellen als eine „Hoffnungsträgerin“: Sie sei die einzige, die in der Lage wäre, ein breites politischen Spektrum hinter sich zu vereinen. Die „Carta Abierta“-Denker, zu denen Horacio Gonzáles, der einstige Leiter der Nationalbibliothek, sowie der ehemalige Staatssekretär für nationales Denken, Ricardo Forster, zählen, kritisierten zudem aktuelle Bestrebungen innerhalb der Peronistischen Partei (PJ), den Kirchner-Flügel auszugrenzen. Insoweit ist das Dokument auch als Antwort auf die Initiative „Alternativa Nacional“ (Nationale Alternative) zu verstehen, die die gemäßigten peronistischen Politiker Sergio Massa, Juan Manuel Urtubey, Miguel Ángel Pichetto und Juan Schiaretti kürzlich vorstellen. Allerdings ist hinzufügen, dass Cristina Kirchner sich bei den Zwischenwahlen im Vorjahr mit der Gründung der Unidad Ciudadana (Bürger-Einheit) selbst außerhalb der PJ gestellt hatte. Für Präsident Mauricio Macri haben die Intellektuellen nur Abschätziges übrig: Den aktuellen Staatschef bezeichneten sie als „Gaukler“, der danach trachte, eine Kirchner-Kandidatur 2019 zu verbieten.

			Schmid tritt zurück

			Überraschender Rücktritt: Juan Carlos Schmid erklärte am Sonntag seinen Rückzug aus der Spitzen-Troika des Gewerkschaftsdachverbands CGT, die er gemeinsam mit Héctor Daer und Carlos Acuña bildete. Anlass waren Schmids jüngste gesundheitliche Probleme: Nach dem Generalstreik am Dienstag der Vorwoche erlitt der 66-Jährige einen Zusammenbruch infolge von Bluthochdruckproblemen und musste stationär behandelt werden. Politische Beobachter machen aber auch Spannungen in der CGT-Spitze als tiefere Ursache für den Schritt Schmids aus, der die Gewerkschaft der Wasserbauarbeiter anführt und als Verbündeter von Hugo Moyano (Lkw-Fahrer) gilt. Schmid, dessen Großeltern väterlicherseits Deutsche waren, stand für einen eher konfrontativen Kurs gegenüber der Regierung von Präsident Mauricio Macri. Damit eckte er bei dialogbereiteren Gewerkschaftern an. Noch während des jüngsten Streiks hatte er erklärt: „Wenn die Regierung keinen Plan B hat, gibt es keinen Waffenstillstand.“ Einen Nachfolger für Schmid in der CGT-Spitze gibt es bislang noch nicht. Bis auf Weiteres wird sie von Daer und Acuña geführt.

			Schwebender Wechselkurs

			Finanzminister Nicolás Dujovne ist zuversichtlich, dass Argentinien den schwebenden Wechselkurs zum Dollar steuern kann. „Ich habe keine Angst, dass wir den Dollar nicht kontrollieren können“, sagte Dujovne am Samstag dem Radiosender Mitre in Buenos Aires. Nachdem der Internationale Währungsfonds (IWF) seine Finanzhilfe an das Land ausgeweitet habe, habe die Regierung einen „radikalen Wandel in Geldpolitik“ beschlossen, so Dujovne. Die Zentralbank in Buenos Aires hatte vor wenigen Tagen mitgeteilt, dass die argentinische Währung werde in einer Bandbreite von 34 und 44 Peso im Wechselkurs zum Dollar frei schweben werde. Der Peso hatte seit April im Sturzflug knapp 50 Prozent seines Werts in Bezug zur US-Währung verloren. Die Zentralbank hat bei dem Versuch, die Abwertung zu bremsen, rund 15 Milliarden Dollar ihrer Reserven verloren. Nach der Vereinbarung mit dem IWF soll die Zentralbank nur bei starken Schwankungen über die festgelegte Bandbreite am Devisenhandel teilnehmen. Der IWF wird Argentinien bis 2021 57,1 Milliarden Dollar an Krediten gewähren, um den Peso zu stabilisieren.

			Neues Lernkonzept

			Das Lernen soll attraktiver und praxisbezogener werden. Dies ist das Ziel der „Sekundarstufe der Zukunft“, die derzeit an verschiedenen Pilotschulen der Hauptstadt eingeführt wird. Sind es seit Jahresbeginn bereits 19 Schulen, an denen das neue Konzept ausprobiert wird, so kommen im nächsten Jahr noch einmal 25 weitere hinzu, wie der Regierende Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta ankündigte. Neben den traditionellen Fächern soll es sogenannte „Wissenszonen“ geben, in denen Schwerpunkte in den Bereichen Naturwissenschaft, Sozialwissenschaft sowie Kommunikation und Ausdruck gesetzt werden. Der Unterricht soll zudem stärker in fächerübergreifenden Projektgruppen stattfinden. Schließlich sind für die Abschlussklassen auch Praktika in der Arbeitswelt vorgesehen. Mit den Maßnahmen will die Stadtregierung die Zahl der Schulabbrecher reduzieren und damit insgesamt für eine bessere soziale Integration sorgen. (AT/mc/dpa)
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			„Brücken statt Mauern bauen“

			Einheitsfeier auf der Plaza Alemania mit Minister Tiefensee

			Von Sara Morrhad und Lisa Klöcker - Fotos: Marcus Cristoph
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			Singen der Nationalhymnen am Deutschen Brunnen. (Klicken Sie hier, um mehr Fotos zu sehen)

			Buenos Aires (AT) - Ein sonniger Frühlingstag, wie er im Buche steht, begrüßte die Gäste bei der Feier zum Tag der Deutschen Einheit auf der Plaza Alemania. Wie in den vorherigen Jahren wurde hier der deutschen Wiedervereinigung vom 3. Oktober 1990 gedacht und die deutsch-argentinische Freundschaft öffentlich zelebriert. Höhepunkt der diesjährigen Veranstaltung war der Besuch des thüringischen Wirtschafts- und Wissenschaftsministers Wolfgang Tiefensee, der sich mit seiner Delegation auf Südamerika-Reise befindet.

			Rudolf Hepe, der Präsident des Verbandes deutsch-argentinischer Vereinigungen (FAAG), leitete mit einem Willkommensgruß den Festakt ein. Dabei verwies er auf die Bedeutung des Nationalfeiertags für in Argentinien lebende Deutsche: „Es ist wichtig, an so einem Tag unsere Zugehörigkeit zur deutschen Gemeinschaft zu beweisen.“ Und diese entstehe nun mal nur durch Zusammenhalt, „wie Kohäsion und Adhäsion in der Physik eben“, scherzte er.

			Der deutsche Botschafter Jürgen Christian Mertens wohnte der Veranstaltung nach seinem Amtsantritt im letzten Jahr zum zweiten Mal bei. Er wandte sich mit einigen Worten an die Anwesenden und nahm dabei Bezug auf das diesjährige Motto der Einheitsfeier in Berlin, das „Nur mit Euch“ lautet. Dies sei eine passende Erinnerung daran, dass Einheit nur in der Gemeinschaft entstehe „ohne unsere Freunde, Nachbarn und Familie schaffen wir nichts“, appellierte der Diplomat und würdigte in diesem Zusammenhang die Städtepartnerschaft zwischen Berlin und Buenos Aires, die im kommenden Jahr 25-jähriges Jubiläum feiert. 

			Ehrengast Tiefensee verlieh der Wiedervereinigung in seiner Ansprache persönlichen Charakter, indem er auf sein Leben hinter der Mauer zurückblickte. „Bis zum Mauerfall habe ich mein Leben in einer Diktatur verbracht, in der die Rechte der Demokratie mit Füßen getreten wurden“, erinnerte er sich. Er selber sei Teil der Demonstrationen vom Herbst 1989 gewesen. „Wir sind friedlich umhergezogen und haben ein Regime davon gefegt, was glaubte immer da zu sein“, deshalb sei es wichtig zu erkennen, dass Mauern eingerissen werden können und müssen. Brücken bauen, laute stattdessen die Devise. 

			Fernando Straface, Staatssekretär für internationale Angelegenheiten, würdigte die vorbildliche Verbindung zwischen Buenos Aires und Berlin, die auch die Verbundenheit beider Länder widerspiegele. 

			Danach verlieh die FAAG Urkunden an Teilnehmer der Veranstaltung. Geehrt wurde unter anderem die Militärkapelle „Patricios“, die die Nationalhymnen Argentiniens und Deutschlands intonierte. Eine weitere Auszeichnung erhielt der Chor der deutschen Schule Temperley, der mit den Liedern „Die Gedanken sind frei“ und „Frei wie der Wind“ symbolisch dem Freiheitsgedanken der Wiedervereinigung gedachte. Urkunden erhielten außerdem die Schüler der deutschen Schule Bariloche, die mit ihrer Gruppe „Alpenrose“ bayrische Volkstänze aufführten. Ein weiteres Highlight: Die Plaza Alemania erfreut sich nun zweier neuer Fahnenmasten, die mit deutscher und argentinischer Flagge geschmückt. Gespendet wurden diese von Frederico Carenzo, Vorstandsmitglied der AHK. 

			Am Abend fand im Alvear Palace Hotel noch ein gut besuchter Empfang der Deutschen Botschaft statt.
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			Peronismus als Alternative

			Von Juan E. Alemann

			Eine Gruppe peronistischer Spitzenpolitiker hat sich in der Vorwoche getroffen, um über die Zukunft der Justizialistischen Partei zu beraten. Es waren Sergio Massa, der die Erneuerungfront leitet, Senator Miguel Pichetto und die Gouverneure Juan Schiaretti (Córdoba) und Juan Manuel Urtubey (Salta). Die Wahlen für den Präsidenten, die Hälfte der Deputierten und ein Drittel der Senatoren, plus Wahlen in Provinzen und Gemeinden, finden in einem Jahr statt, und wer mitmachen will, muss jetzt schon mit der Arbeit beginnen. Der Peronismus ist gegenwärtig gespalten: Eine sehr kompakte Gruppe von bis zu 30% der Wähler steht zu Cristina Kirchner und wird für ihre Partei, Unidad Ciudadana, stimmen. Doch dann kommen noch viele Peronisten hinzu, die sich von Cristina distanzieren und die peronistische Tradition vertreten, mit der justizialistischen Partei. Man kann davon ausgehen, dass diese Gruppe zunimmt, weil die Megakorruption der Kirchner-Regierungen, die jetzt aufgedeckt wird und ständig weitere enge Mitarbeiter umfasst, immer mehr Menschen davon abschreckt, für eine Verbrecherbande einzutreten. Ein bisschen Korruption ist in Argentinien kein Thema, aber was zu viel ist, ist eben zu viel. Und hier ist es viel zu viel.

			Cristina kann eine Wahl kaum gewinnen, weil sie sehr viel negative Stimmen aufweist, also von Wählern, die in einer Zweitwahl für den anderen Kandidaten votierenen, auch wenn er ihnen nicht gefällt. Macri hatte bei den Wahlen vom Oktober 2015 zunächst weniger Stimmen als der offizielle Kandidat Scioli, siegte jedoch in der Zweitwahl mit den Stimmen der Anticristinisten. Die echten Peronisten wollen diese Stimmen das nächste Mal nicht wieder Macri schenken, sondern für sich gewinnen. Das kann ihnen gelingen, wenn sie mehr Stimmen als Cristina erhalten und dann in der Stichwahl mit Cambiemos konfrontieren. Zu diesem Zweck müssen sie eine Parteistruktur aufbauen, mit einem guten Präsidentschaftskandidaten. Wer jetzt die Rolle übernimmt, muss bald entschieden werden. Gibt es mehr als einen, dann soll der Fall in den Primärwahlen (PASO) vom August 2019 entschieden werden.

			Der Unterschied dieser Peronisten, die an die langjährige Tradition der Partei anknüpfen, zu den Anhängern von Cristina ist groß. Im Grunde geht er auf den Tag vom Mai 1974 zurück, als Perón vom Regierungsgebäude aus bei einer Kundgebung auf der Plaza de Mayo sprach, und die Montonero-Terroristen und Mitläufer, von denen auch Néstor und Cristina Kirchner anwesend waren, beschimpfte und diese dann den Platz verließen. Die Kirchners vertreten den revolutionären Peronismus, der sich jedoch mit der Megakorruption und den vielen Multimillionären in ihrer Clique schlecht verträgt. Die anderen verbleiben beim traditionellen Peronismus, der im Wesen eine kreolische Form der Sozialdemokratie mit einem faschistischen Hauch ist. 

			Während Cristina nur Kritik an der Macri-Regierung übt, ohne konkrete Vorschlage und ohne ein Regierungsprogramm, wollen die echten Peronisten, die jetzt auch “rationell” oder “föderal” benannt werden, eine Alternative zur Macri-Regierung aufstellen, und zeigen, dass sie ein Programm haben und in der Lage sind, die sozialen und wirtschaftlichen Probleme anzugehen, ohne alles über den Haufen zu werfen und eine chaotische Lage herbeizuführen. 

			Dabei würde der Unterschied zur Macri-Regierung in mehr Protektionismus, einem gezielten Dirigismus und einer Einkommenspolitik bestehen, die den Arbeitern mehr und den Landwirten weniger gibt. Und es soll auch dauerhaftes Wachstum und eine niedrige Inflation erreicht werden. Wenn es Macri nicht gelingt, vor den Wahlen in dieser Hinsicht schon ein sichtbares Ergebnis aufzuweisen, dann könnte der Vorschlag der Peronisten gut ankommen.
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			Im Blickfeld: Der Kauder-Schock

			Von Stefan Kuhn

			Erst mal warten und sich ein wenig zivilisiert verhalten. Mehr noch als die vorangegangenen Querelen um Flüchtlinge oder die Absetzung des Verfassungsschutzpräsidenten Hans-Georg Maßen wurde die große Koalition durch die Abwahl des CDU/CSU-Fraktionschefs Volker Kauder geschockt. Der Merkel-Vertraute unterlag seinem Gegenkandidaten, dem bisher unbekannten Finanzexperten Ralph Brinkhaus, in einer Kampfabstimmung.

			Für den sozialdemokratischen Regierungspartner der Union wäre das eigentlich ein Anlass, sich zurückzulehnen und die eigenen Wunden zu lecken, aber die Abwahl Kauders ist auch für die SPD Grund zur Sorge. Sowohl Bundeskanzlerin Angela Merkel als auch Innenminister Horst Seehofer, die Parteichefs von CDU und CSU, hatten in seltener Einigkeit die Wiederwahl des Schwaben empfohlen. Jetzt sieht es so aus, als hätten die führenden Unionspolitiker ihre Fraktion nicht mehr unter Kontrolle. Das Regieren könnte künftig noch schwieriger werden, denn Kauder war ein Mehrheitsbeschaffer. Er hielt die Fraktion zusammen.

			Zurücklehnen können sich die Sozialdemokraten wirklich nicht, denn das Bild, das sie als Regierungspartei abgeben, ist alles andere als rosig. Mit der Arbeit der SPD sind nach einer Umfrage des Civey-Instituts 70 Prozent „sehr“ oder „eher unzufrieden“, bei der Union sind es 73 Prozent und bei der gesamten Regierung 76 Prozent. Civey hat aus den Antworten einen Index erstellt, bei dem die Antworten „sehr zufrieden“ und „sehr unzufrieden“ doppelt gewichtet wurden. Bei diesem Index liegen alle Regierungsmitglieder im Negativ-Bereich. Am besten steht noch Familienministerin Franziska Giffey (SPD) mit einem Wert von -12 da. Schlusslicht ist mit -95 Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU), der auch für „Digitales“ zuständig ist. Die Kanzlerin kommt auf -73, Seehofer auf -82. Insgesamt stehen die SPD-Minister etwas besser da, aber wenn deutlich mehr Menschen mit deren Arbeit unzufrieden als zufrieden sind, kann man damit nicht punkten.

			Das sieht man auch in den Wahlumfragen. Bei Civey (Stichtag 1. Oktober) liegt die Union derzeit bei 26,7 Prozent. Sie hat gegenüber der letzten Umfrage vor zwei Wochen gut drei Prozentpunkte verloren. Die SPD ist stabil schlecht und kommt auf 16,8 Prozent, die rechtspopulistische AfD hat inzwischen mit ihr gleichgezogen. Dicht dahinter folgen die Grünen mit 15,7 Prozent, dann die Linke mit 10,4 und die FDP mit 8,6 Prozent. Das heißt, die große Koalition hätte keine Mehrheit mehr. Die einzige Regierungsalternative wäre eine Jamaika-Koalition aus CDU/CSU, Grünen und FDP, aber auch diese hätte derzeit mit knapp über 50 Prozent nur eine hauchdünne Mehrheit.

			Viele in der SPD liebäugeln zwar mit einem Bruch der ungeliebten großen Koalition, aber die wenigsten würden sich das zum jetzigen Zeitpunkt wünschen. In der Opposition könnten sie nach Neuwahlen leicht die zweite Geige nach der AfD spielen. Gut, eine Partei kann sich in der Opposition regenerieren, aber auch nicht. Die SPD ist da selbst ein gutes Beispiel: In Bayern ist sie seit sechs Jahrzehnten in der Opposition und liegt in den Umfragen für die Landtagswahl in zehn Tagen nur noch bei 12-13 Prozent. Bei Landtagswahlen kamen die Sozialdemokraten in Bayern auch schon deutlich über 30 Prozent, als Regierungsalternative wurden sie in der Opposition nie wahrgenommen. 

			Sorgen müsste den Genossen auch die Lage anderer sozialdemokratischen Parteien in Europa machen. Diese befinden sich in vielen Ländern im freien Fall. In Frankreich und in Griechenland sind sie zu Kleinstparteien geworden. Die französische PS verlor bei den Parlamentswahlen von 2017 250 ihrer 280 Sitze. Die griechische Pasok büßte 2012 mehr als 30 Prozentpunkte ein und liegt nach den jüngsten Parlamentswahlen vom September 2015 nur noch bei 6,3 Prozent. In Italien und Österreich haben sozialdemokratische Parteien in den letzten 12 Monaten ihre Regierungsverantwortung verloren, und in Schweden könnte dies in den nächsten Tagen geschehen. Regierungschefs stellen sozialdemokratische Parteien nur noch in den EU-Staaten Spanien und Portugal, sowie in Rumänien, der Slowakei und Malta.

			Natürlich kann das nicht generell auf Deutschland übertragen werden. In Frankreich wurde die PS von einer linksliberalen Bewegung weggespült, die Pasok in Griechenland von einer linkssozialistischen. In Italien fanden Links- und Rechtspopulisten zusammen, und in Österreich Konservative und Rechtspopulisten. Zumindest bisher zeichnet sich keine dieser Konstellationen in Deutschland ab. Dennoch dürfte die SPD gewarnt sein.

			Trotz der allgemeinen Unzufriedenheit mit der großen Koalition ist diese das kleinere Übel. Die Unzufriedenheit misst man in Umfragen, sie ist eine Reaktion auf die als schlecht wahrgenommene Arbeit der Regierung. Das kann man ändern, Wahlergebnisse nicht. Wer weiß schon, ob man nicht bei Neuwahlen der SPD den Bruch der von ihr nicht gewollten Regierung anlastet und sie abstraft. Ein Wahlergebnis unter 15 Prozent wäre nicht überraschend. Nach Neuwahlen könnte die Partei plötzlich nur noch viertstärkste Kraft im Bundestag sein. Dann wäre kaum noch von Erneuerung in der Opposition die Rede, dann ginge es ums politische Überleben.

			Ein wenig Hoffnung für den Weiterbestand der großen Koalition geben die kommenden Landtagswahlen in Bayern und Hessen. In beiden Bundesländern wird es wohl zu einer Veränderung der Regierungsbündnisse kommen. In Bayern wird die CSU ihre absolute Mehrheit verlieren, in Hessen dürfte es für die schwarz-grüne Koalition keine Mehrheit mehr geben. In beiden Ländern sind schwarz-rote Regierungen denkbar. Das würde die Arbeit der Bundesregierung in ein ruhigeres Fahrwasser bringen. Die Frage ist nur ob das die CSU in Bayern auch will.

			 

			 

		

	
		
			Meinung

			[image: 11805.png] 

			Randglossen

			Die Regierungskoalition Cambiemos hat ihre führenden Politiker am Freitag der Vorwoche in der Stadt Buenos Aires versammelt, um die Einheit der drei Parteien zu beteuern, die sie bilden: PRO, die radikale UCR und die “Coalición Cívica”. Die Leiter der Parteien, Mauricio Macri, Ernesto Sanz und Lilita Carrió, waren nicht anwesend. Insgesamt waren etwa 500 Personen dabei. Zu einer Zeit, in der die Wirtschaft eine tiefe Krise durchmacht und die sozialen Probleme zunehmen, ist es nicht einfach, Zustimmung zu erhalten. Dennoch wurde dies erreicht. Dabei wurde der große Fortschritt hervorgehoben, den die Regierung beim Kampf gegen die Korruption erreicht hat. Das bezieht sich nicht nur auf die zahlreichen Prozesse, die sich in Gang befinden, sondern auch die Säuberung innerhalb der Staatsverwaltung. María Eugenia Vidal hob hervor, dass sie 12.000 Polizisten aus diesem Grund entlassen habe. Der andere große Erfolg der Regierung, nämlich die Verhaftung unzähliger Drogenhändler und die Beschlagnahmung riesiger Mengen an Drogen, wurde leider nicht erklärt, obwohl es sich um ein besonders kritisches Problem handelt.

			Es gibt noch Hoffnung für die SPD, denn in einer Umfrage liegt sie vorne. Das heißt, eigentlich hinten, aber manchmal ist hinten auch vorne. Bei der Frage nach der Partei, die man auf keinen Fall wählen würde, liegt die AfD mit 71 Prozent einsam an der Spitze. Erschreckend an dieser Erhebung ist, dass die Rechtspopulisten damit ein Wählerpotenzial von 29 Prozent haben. Das sind gut zwei Prozent mehr als CDU und CSU derzeit in Umfragen erreichen. Schlusslicht in der Nichtwählbarkeitsstatistik ist die SPD. Lediglich 23 Prozent würden die Sozis nie wählen. In Umfragen liegen SPD und AfD derzeit gleichauf bei etwa 17 Prozent. Das heißt, die Rechtspopulisten schöpfen rund 59 Prozent ihres Wählerpotenzials aus, die Sozialdemokraten nur 22. Da ist noch Luft nach oben.

			Bei der Bildung der großen Koalition ist den Sozialdemokraten machttechnisch ein Fehler unterlaufen. Sie hätten den Juso-Chef Kevin Kühnert, den schärfsten Gegner dieser Regierung, zum Außenminister küren sollen. Kühnert war damals 28 Jahre als, ein Jahr älter als der heutige österreichische Kanzler Sebastian Kurz, der mit 27 Außenminister seines Landes wurde. Kühnert hätte sich profilieren können, als Außenminister muss man sich schon sehr dumm anstellen, um negative Beliebtheitswerte zu erreichen. Er wäre als Regierungskritiker neutralisiert worden, und bei Neuwahlen ein idealer Spitzenkandidat. Wie Sebastian Kurz, der die kleinere, in sich zerstrittene, konservative Regierungspartei ÖVP an die Macht führte. Von Österreich lernen, heißt siegen lernen.
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			Steuereinnahmen im September: +32%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Bundesstaates, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im September 2018 mit $ 295,82 Mrd. um 32% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 9 Monaten 2018 waren es $ 2,45 Bio., 29% über dem Vorjahr. Im September war die interannuelle Entwicklung bei den einzelnen Steuern sehr unterschiedlich, was besonders durch den Abwertungssprung der letzten Monate bedingt ist.

			Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $ 39,40 Mio., +14,6%. Hier hat sich die Rezession direkt ausgewirkt.

			- Mehrwertsteuer: $ 103,57 Mrd., +51,3%. Der Erlös der direkt vom Steueramt eingenommenen Steuer ($ 47,78. Mrd.) stieg um 37,5% und der vom Zollamt einbehaltenen Steuer ($ 22,64 Mrd.) um 74%, was die Abwertungswirkung zum Ausdruck bringt. Die Rückgaben an Exporteure, wegen der in den Exportprodukten schon enthaltenen MwSt., nahm um 23,1% auf $ 1,5 Mrd. ab. Der Generaldirektor der AFIP, Leandro Cuccioli, wies darauf hin, dass die Einnahmen der MwSt. stärker gestiegen seien, als es gemäß der Umsatzentwicklung hätte sein sollen. Das sei Ausdruck des Erfolges der Erfassung der Hinterziehung. Jeden Monat würden zusätzlich 70.000 POS-Geräte beim Einzelhandel installiert, der jetzt gezwungen ist, Zahlungen mit Zahlkarte entgegenzunehmen, was die Steuerkontrolle erleichtert. Die elektronischen Zahlungen seien in einem Jahr um 30% gestiegen, was auch zur Erfassung der Zahlungen beitrage. Schließlich habe die Einführung der MwSt. bei Netflix, Spotify u.a. digitalen Diensten Einnahmen von $ 350 Mio. ergeben. Das Kontrollsystem, das in den letzten Jahren bei der Rinderwirtschaft und unlängst auch bei der von Schweinen eingeführt wurde, hat die hohe Hinterziehung, die auf diesem Gebiet bestand, zunehmend verringert. 

			- Interne Steuern: $ 6,06 Mrd., -2,3%. Die Verringerung ist vornehmlich auf die neue Berechnung der Zigarettensteuer zurückzuführen, die gesamthaft einen niedrigeren Erlös ergibt.

			- Exportzölle: $ 13, 20 Mrd., +165,2%. Hier war die Wirkung der Abwertung direkt, wobei aber auch mehr Sojabohne exportiert wurde.

			- Importzölle: $ 10,47 Mrd., +56,0%. Die Zunahme ist viel geringer als die Inflation, was bedeutet, dass weniger importiert wurde.

			- Brennstoffsteuern: $ 10,24 Mrd., +20,8%. Die Zunahme zeugt von einem geringeren Konsum, da die Preise weit darüber stiegen.

			- Persönliche Güter: $ 785,6 Mio. +25,7%. Die Zunahme dieser Vermögenssteuer liegt weit unter der Inflation der Periode, Das beruht darauf, dass im Zusammenhang mit der Weißwaschung diese Steuer in vielen Fällen erlassen wurde.

			- Schecksteuer: $ 22,27 Mrd, +36,4%. Der Erlös stieg bei dieser Steuer ungefähr wie die Inflation. Der Übergang auf Zahlungen mit Belastung eines Bankkontos (Scheck, Karte oder Internet-Überweisung) schreitet kaum voran, u.a. weil er durch diese Steuer belastet wird, die bei Barzahlung entfällt.

			- Sozialabgaben: $ 70,65 Mrd., +22,2%. Hier kommt einmal die geringere Zunahme der Löhne zum Ausdruck, dann aber auch die kaum veränderte legale Beschäftigung.

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11807.png] 

			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 38,61, gegen $ 39,45 eine Woche zuvor. Es ist der dritte Tag in Folge mit einem Rückgang, der ohne Verkäufe der ZB erfolgte, aber mit Unterbringung von kurzfristigen Leliq-Schatzscheinen, mit Zinsen bis zu 74%. Der Umsatz war gering, was zeigt, dass die Exporteure (an erster Stelle von Getreide und Ölsaaten) ihre Dollarguthaben nur zum Teil in Pesos umwandeln. Allerdings ist auch dieses Devisenangebot wegen der Dürre vom letzten Sommer gering. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 48,96 Mrd., gegen u$s 49,56 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.8.19 bei $ 54,90, was einen Jahreszinssatz von 51,76% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 5,13% und liegt somit um 7,10% über Ende 2017.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere standen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,65%; Argentina 2021: -0,41%; Argentina 2026: -1,49%; Argentina 2046: -3,04%; Bonar 2024: -1,40%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 827,29 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 825,32) und bei 24 Karat zu $ 1.403,96 ($ 1.409).

			*** 

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 1.10.19 um 48,16%, wobei die Zunahme in 30 Tagen 6,45% betrug, was sich nicht mit der angekündigten Nullzunahme zusammenreimt. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg um 29,17%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 1.10.18 um 51,97% auf $ 2,69 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 35,77% auf $ 1,68 Bio. zu. Die Erhöhung der obligatorischen Mindestreserven hat sich hier schon ausgewirkt. Die gesamten Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 2,05% auf u$s 31,20 Mrd., und die gesamten Dollarkredite nahmen um 9,37% auf u$s 16,06 Mrd. zu.

			***

			Im September erzeugten die lokalen Kfz-Fabriken 37.257 Einheiten, 29,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 24,5% unter August 2018, teilt der Verband der Fabrikanten ADEFA mit. Die Lieferungen von Automobilen, Lastwagen und Nutzfahrzeugen an die Agenturen lagen im September mit 42.628 Einheiten um 44,3% unter dem Vorjahr. Die Exporte erreichten 23.336 Einheiten, 13,5% über dem Vorjahr, waren jedoch um18,9% geringer als im August 2018. Somit lagen die Importe (ohne Veränderungen des Bestandes zu berücksichtigen) im September bei 29.292 Kfz, 25,5% über den Exporten. Der bilaterale Kfz-Austausch mit Brasilien nähert sich dem Gleichgewicht, wobei die von uns berechnete Differenz zu Gunsten Brasiliens sich auf Einheiten bezieht. Aber Argentinen liefert teurere Modelle als die, die aus Brasilien importiert werden, so dass die Rechnung in Werten günstiger ist. In 9 Monaten 2018 betrug die Produktion 370.707 Einheiten (+5,6% gegenüber dem Vorjahr), die Lieferungen lagen bei 563.096 Einheiten (-12,1%), die Exporte lagen bei 198.337 Kfz (+31,3) und die Importe erreichten 390.726 Einheiten, betrugen also fast doppelt so viel wie die Exporte. Der Ausgleich hat erst seit dem Abwertungssprung eingesetzt, der im Juni einsetzte.

			***

			Im September erreichten die internen Flüge 1,24 Mio. Passagiere, 9% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Transportministerium. In 9 Monaten 2018 waren es 10,32 Mio. Passagiere, 13% über dem Vorjahr. 66% der Passagiere entfallen auf Aerolineas Argentinas, 17% auf Latam, je 8% auf Andes und Flybondy, und 1% auf Avianca.

			***

			Einen Monat nach der Einführung des neuen Systems der vereinfachten Information über Landwirtschaft (benannt Sisa, sistema de información simplificado agrícola) hat die AFIP schon 7.900 Fälle entdeckt, bei denen sich die Daten nicht zusammenreimen und auf Hinterziehung hindeuten. U.a. geht es dabei um die Fläche, die der Landwirt betreibt, und die Produktion von Getreide, Ölsaat, Rindern u.s.w., die er angibt. Die AFIP schreitet unter der Leitung von Leandro Cuccioli intensiv bei nicht konventionellen Kontrollmethoden voran, und ist dabei sehr erfolgreich.

			***

			Die Zahl der Bauarbeiter lag im Juli mit 419.711 Personen um 2,3% über dem gleichen Vorjahresmonat, ergibt die Statistik des Institutes für Statistik IERIC, das von der Kammer der Bauwirtschaft abhängt. In 7 Monaten 2018 lag die Beschäftigung um 6,7% über dem Vorjahr, wobei die ersten Monate des Jahres im Zeichen einer stark aufstrebenden Konjunktur lagen, die im Juni schon aufgehört hat.

			***

			Die Gewerkschaft der Sanitätsarbeiter hat mit den Kammern, die die Pharmaindustrie und die Drogerien (Grossisten) vertreten, eine zusätzliche Lohnerhöhung von 15% vereinbart, die für das letzte Quartal 2018 gilt. Im Mai war schon eine Erhöhung von 20% gewährt worden, so dass es jetzt 35% sind. Für die ganze Periode des Arbeitsabkommens liegt die Zulage jedoch bei 27,5%. Doch ab Januar ist eine automatische Erhöhung im Ausmaß der Inflation (genannt “cláusula gatillo”, auf englisch “trigger clause”) vorgesehen, die für die vier verbleibenden Monate des Abkommens gilt.

			*** 

			Die ZB hat die Mindestreserven der Banken ab 1. Oktober 2018 um 3 Prozentpunkte erhöht. Der entsprechende Betrag kann jedoch für den Kauf von Staatstiteln Leliq und Nobac eingesetzt werden, so dass die Banken eine Verzinsung erhalten und somit die Marge zwischen Passiv- und Aktivzinsen nicht erhöhen müssen. 

			***

			Der Gastarif wurde am Montag um 30% bis 35% erhöht. Bei Verbrauchern der Kategorien R1 und R2 (die über die Hälfte aller Verbraucher ausmachen) steigt die monatliche Rechnung dabei von $ 440 auf $ 600, und bei Kunden der Kategorie R3 (die etwa ein Drittel der Verbraucher darstellen) wird die Monatsrechnung nicht unter $ 1.700 liegen. Allerdings wird dieser Betrag in den Frühlings- und Sommermonaten nicht erreicht.

			***

			Ab letztem Montag müssen Einheitssteuerzahler der Kategorie “E” (mit jährlichen Einnahmen von $ 322.500 bis $ 430.100) elektronische Rechnungen ausstellen. Für Verkäufe an Endkonsumenten, gilt dies ab 1. April 2019. Der Handel kann dabei zwischen einer elektronischen Rechnung oder einem Kontrollgerät der AFIP wählen. Die Bestimmung der AFIP geht dann noch sehr in Einzelheiten. Grundsätzlich geht es hier um eine bessere Erfassung der Umsätze der betroffenen Unternehmen, was die Hinterziehung erschwert. 

			***

			Das Steueramt der Stadt Buenos Aires (AGIP) hat ca. 25 Banktransaktionen von der Steuer auf den Bruttoumsatz ausgenommen. Das bezieht sich auf Übertragung von Mitteln vom einem Konto auf ein anderes des gleichen Inhabers, auf Verkäufe von Immobilien u.a. registrierbaren Gütern (wie Automobile), auf Rückzahlungen von Sozialwerken und privaten Gesundheitsanstalten, auf Überweisungen aus dem Ausland u.a.

			***

			Durch Beschluss 4315 hat die AFIP verfügt, dass Laptops (tragbare Computer), Tablets und Mobiltelefone von einreisenden Passagieren mitgebracht werden dürfen (eine Einheit pro Person), ohne sie beim Zollamt anzugeben. Sie werden jetzt als normales Gepäck betrachtet, was sie auch sind. Durch diesen Beschluss wird eine schon bestehende Lage normalisiert, wobei sich Argentinien den internationalen Gepflogenheiten anschließt, und dabei einen Konflikt abschafft, der bei der Abfertigung der Passagiere oft mit einem Schmiergeld gelöst wurde.

			*** 

			Die Wirtschaftler Ariel Coremberg, Leiter des Zentrums für Produktivitätsstudien der Universität Buenos Aires, weist darauf hin, dass das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Bevölkerung gegenwärtig bei u$s 7.000 liegt, nachdem es 2015 noch u$s 14.400 betrug. Das ist eine direkte Folge der Abwertung, wobei das BIP ohnehin seit 2008 real kaum zugenommen hat. In Pesos zu konstanten Werten liegt das BIP jetzt nur knapp unter dem von 2015.

			***

			YPF hat am Montag den Preis für Benzin im ganzen Land um durchschnittlich 8% erhöht. Superbenzin wurde um 10,6% teurer, und der Literpreis sprang von $ 33,23 auf $ 36,76. Normales Dieselöl stieg um 9,7%, von $ 29,64 auf $ 32,54 pro Liter. Axion hatte die Preise schon am Samstag erhöht und Shell erhöhte sie am Dienstag. Im Laufe dieses Jahres ist der Benzinpreis um 62% gestiegen.

			***

			Die AFIP hat den Zinssatz für Zahlungspläne in 48 monatlichen Raten auf 3% für kleine und mittlere Unternehmen und 4% monatlich für die größeren festgesetzt. 

			***

			Im September wurden 52.364 Kfz. in das offizielle Register eingetragen, 34,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, teilt der Agenturenverband Acara mit. Die Preise von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern sind weitgehend dollarisiert, so dass eine Zunahme stattfand, die logischerweise zu einem geringeren Umsatz führte. Die lokalen Fabrikanten rechnen jetzt damit, dass dies zum Teil durch höhere Lieferungen nach Brasilien und geringere Importe aus diesem Land ausgeglichen wird.

			***

			Der bilaterale Handel zwischen Argentinien und Brasilien ergab im September 2018 einen Überschuss zu Gunsten Argentiniens von u$s 6 Mio., der erste den letzten 4 Jahre. Das war das Ergebnis von Importen von u$s 927 Mio. (-35,2% gegenüber dem Vorjahr) und Exporten von u$s 933 Mio. (+13,1%). Das Ergebnis ist vorwiegend auf geringere Importe und höhere Exporte von Kfz. zurückzuführen. Aber Argentinien lieferte dieses Jahr auch viel mehr Weizen.

			***

			Die Zahl der Immobilienübertragungen in der Stadt Buenos Aires betrug im August 2018 4.549 Einheiten, 24,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Notare. Dabei wurden nur 639 Käufe mit einer Hypothek belegt, 60% unter dem Vorjahr. In Werten waren es im August $ 16,19 Mrd., 6,1% über dem Vorjahr, so dass inflationsbereinigt eine Abnahme von ca. 25% eintrat.

			***

			Der staatliche Fonds FONDEP (“Fondo Nacional de Desarrollo Productivo”), der vom Produktionsministerium abhängt, und an dem auch die Versicherungsbehörde und der Wertpapiermarkt von Buenos Aires beteiligt sind, diskontiert vordatierte Schecks von kleinen und mittleren Unternehmen (Pymes) zu ca. 40% jährlich. Das ist ein Beitrag zur Überwindung der Krise.

			***

			Das Landwirtschaftsministerium hat die Quote für den Zuckerexport nach den USA für dieses Jahr aufgeteilt. Von insgesamt 43.243 Tonnen entfallen 22% auf Ledesma, 17,61% auf Prosal, 14% auf Arcor, und 46,4% auf weitere 8 Firmen. Ledesma, kontrolliert von der Familie Blaquier, ist führend in der Zuckerindustrie. Prosal ist eine peruanische Firma, die seinerzeit die Zuckerfabrik San Isidro, in Salta, übernommen hatte, die sie dann an den Konzern von Jorge Roccia Ferro und Diego Ruiz verkaufte, der mehrere Zuckerfabriken in Tucumán betreibt. Der Lebensmittelkonzern Arcor ist erst vor einigen Jahren in die Zuckerindustrie eingestiegen, als Teil der vertikalen Integration mit der Herstellung von Süßigkeiten. Die US-Quote wird vom US-Staat jährlich festgesetzt. Sie erlaubt den Zugang zum US-Markt, der sonst für importierten Zucker verschlossen ist, und einen Preis zahlt, der über dem Weltmarktpreis liegt. Die Erhaltung dieser Quote erfordert gute Beziehungen zu den USA.

			*** 

			Die ZB hat mit China die Erneuerung und Erweiterung des bestehenden Swap-Abkommens vereinbart. Es handelt sich um einen gegenseitigen Kredit, der bisher auf u$s 11 Mrd. begrenzt war, und jetzt auf u$s 19 Mrd. erhöht werden soll. Unmittelbar führt dies zu einer Erhöhung der ZB-Reserven. Aber es sind keine echten Reserven, da sie nicht allgemein eingesetzt werden können. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Mexiko umfassen die jüngsten Ausschreibungen für Erdölförderung Investitionen von insgesamt u$s 161 Mio., die auf die 20 Unternehmen entfallen, die die Zuteilung erhielten. Das teilte der Energiesekretär Pedro Joaquín Coldwell mit, der auch darauf hinwies, dass der Staat durchschnittlich 74% des Gewinnes erhalte. 2020 soll Mexiko dank der neuen Verträge 180.000 Barrel Erdöl zusätzlich fördern, dann 2024 430.000 Barrel und 2030 816.000 Barrel. Mexiko hat vor einigen Jahren das Monopol der Erdölausbeutung durch die staatliche Pemex aufgehoben, nachdem die Produktion des Unternehmens von Jahr zu Jahr abnahm. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			OCA

			Dieses größte private Postunternehmen, das eine Belegschaft von 7.000 Personen hat, wurde vom dem Gericht, das für das Konkursverfahren zuständig ist, auf Antrag der AFIP interveniert. Die Firma schuldet an Steuern und Beiträgen zum Pensionierungssystem über $ 5 Mrd. Bei der nicht erfolgten Abführung der persönlichen Beiträge an die ANSeS handelt es sich um einen Tatbestand, für den Haftstrafe vorgesehen ist. Das Unternehmen wird von Patricio Farcuy kontrolliert, der schon vor Gericht angeklagt wurde, und dessen Vermögen in Höhe von $ 400 Mio. beschlagnahmt wurde. Er ist ein Strohmann des Gewerkschafters Hugo Moyano, dessen Gewerkschaft der Lastwagenfahrer auch die OCA-Angestellten einschließt. Am 10. Mai hatte der Richter schon einen Mitverwalter in der Person von Marcelo Griffi ernannt, der jedoch am 16. August zurücktrat, nachdem er nicht die Verantwortung für die einbehaltenen Beträge übernehmen wollte, die der ANSeS geschuldet wurden. OCA hat im Grunde keine Möglichkeit, zu überleben. Das Postgeschäft ist wegen Internet stark geschrumpft, und bei der Verteilung von Paketen haben andere Firmen (wie Andreani) eine starke Stellung, so dass OCA nicht in diesen Markt eindringen kann. 

			Flechabus

			Dieses Unternehmen, das den Omnibusdienst im Landesinneren betreibt, hat eine Einberufung der Gläubiger vor Gericht gefordert. Flechabus, eines der größten Unternehmen der Branche, wurde von Oscar Derudder gegründet, und wird von der Firma Derudder Hnos. G.m.b.H. betrieben. Die Firma bietet den Omnibusdienst in 110 Straßenkorridoren und beschäftigt ca. 2.000 Personen. Die schwierige finanzielle Lage ist wegen der Zunahme des Automobilverkehrs und der Konkurrenz von Unternehmen, die Steuern und Sozialabgaben hinterziehen, sowie der Fluggesellschaften mit Billigflügen, aufgekommen. All das hat zu einer geringeren Auslastung der Omnibusse geführt. Außerdem hat sich die Zunahme der Arbeitskosten und die Erhöhung der Steuerlast ausgewirkt.

			YPF & Oil Combustibles

			Das mit einer staatlichen Kapitalmehrheit kontrollierte Erdölunternehmen YPF hat zusammen mit DAPSA (Distribuidora Argentina de Petroleo S.A.) die wichtigsten Aktiven von Oil Combustibles für u$s 85 Mio. übernommen. Die Belegschaft von 450 Arbeitnehmern geht somit auf YPF über. Die Übernahme schließt die Raffinerie in San Lorenzo (Provinz Santa Fé), die Tankstellen und das Logistiksystem der Verteilung von Benzin, Dieselöl, Heizöl und Schmieröl ein. Die Übertragung wurde vom Konkursrichter Javier Cosentino genehmigt, nachdem zunächst die niederländische Trafigura u$s 45 Mio. geboten hatte, und danach YPF viel mehr. 

			Oil Combustibles gehört den K-Unternehmern Cristóbal López und Fabián de Souza. Die Firma hatte die Brennstoffsteuer, die binnen 15 Tagen an die AFIP abgeführt werden muss, nicht gezahlt, und dabei eine Schuld angehäuft, die umgerechnet zum jeweiligen Kurs bei einer Milliarde Dollar lag. Der damalige AFIP-Direktor, Ricardo Echegaray, gewährte der Firma (auf Anweisung von Cristina Kirchner) die Möglichkeit, die Schuld in Raten zu zahlen, was in diesem Fall nicht zulässig ist. Außerdem zahlte die Firma auch so nicht, weil die Besitzer das Geld für Käufe von Unternehmen und auch des Fernsehkanals C5N ausgegeben haben. Die AFIP forderte unter der Macri-Regierung den Konkurs, der dann vom Richter erklärt wurde. Die AFIP erleidet jetzt einen Verlust, der in Dollar berechnet, mit Zinsen und anderen nicht gezahlten Steuern, die Milliarde übertrifft. Die ehemaligen Inhaber sind wegen dieses Manövers schon verhaftet. Das Unternehmen als solches kann jetzt weiter bestehen.

			Shell Argentina & Raizen

			Diese Woche wurde der Kauf der Raffinerien und Tankstellen der lokalen Filiale von Shell durch die brasilianische Raizen für u$s 916 Mio. vervollständigt. Shell Argentina verbleibt jetzt in Argentinien, mit ihrer Tätigkeit bei der Ausbeutung von Gas und Erdöl im Gebiet von Vaca Muerta. Raizen ist eine 2011 in Brasilien gebildete Gesellschaft zwischen Shell und Cosan, die in Brasilien 6.400 Tankstellen der Marke Shell betreibt. Der Präsident von Shell Argentina, Teófilo Lacroze, ist jetzt Präsident von Raizen Argentina. In Brasilien ist die Firma führend auf dem Gebiet der Produktion von Zucker, Bioethanol und Bioenergie, mit 26 Fabriken und eine bebaute Fläche von 860.000 Hektar. 

			AlimentAR

			Vom 8. bis zum 10. November 2018 findet auf dem Gelände von Tecnópolis die erste lateinamerikanische Ausstellung für Nahrungsmittel und Getränke von AlimentAR statt. Dadurch soll der Export angespornt und auch Investitionen auf diesem Gebiet angezogen werden. 

			Unmittelbar vorher, am 7. und 8. November, führt AlimentAR auch die internationale Geschäftsrunde LAV Flavors durch, unter der Schirmherrschaft der Interamerikanischen Entwicklungsbank.

			Rheem

			Dieses Unternehmen, das Thermotanks erzeugt, hat auch die Technologie für Solarwärme der Tanks aufgenommen, wobei sie die Anlagen zunächst von ihrer Tochtergesellschaft in Australien bezieht. Jetzt hat Rheem ein Projekt in Angriff genommen, um eine Fabrik für diesen Zweck in Catamarca zu errichten. Die Firma hat schon eine Fabrik in San Luis und eine weitere in Catamarca, wo elektrische und gasbeheizte Thermotanks erzeugt werden. Bei Solaranlagen sinken die Kosten für die Erwärmung des Wassers um 80%, aber die Investition für die Anschaffung des Gerätes ist wesentlich höher. Die Rechnung geht erst jetzt auf, weil der Strompreis viel höher ist als er bis 2016 war.

			Zanella

			Dieses 1948 gegründete lokale Unternehmen, das führend auf dem Gebiet der kleinen Motorräder ist, feiert im September dieses Jahres sein 70-jähriges Bestehen, mit insgesamt 2,4 Mio. erzeugten Motorrädern. Mit 83.122 in 8 Monaten 2018 verkauften Motorrädern, die einen Marktbeteiligung von 18,5% darstellen, verbleibt Zanellla auf dem ersten Platz. Das Unternehmen bietet 45 Modelle, die sich auf Motorräder, andere Fahrzeuge mit vier Rädern, Scooters u.a. beziehen. Das Motorrad ZB110, von dem dieses Jahr 32.349 Einheiten verkauft wurden, ist das meistverkaufte Modell im Land. Jetzt erzeugt die Firma auch einen leichten Lastwagen.

			Allianz Argentina

			Die lokale Filiale der bedeutenden deutschen Versicherungsgesellschaft Allianz hat ein Programm der Dezentralisierung in Angriff genommen, das als “ferne Exekutivleiter” (“ejecutivos remotors”) benannt wurde und darin besteht, dass im Landesinneren Büros errichtet werden, wie sie schon in Mar del Plata, Mendoza, Bariloche, Rosario, Córdoba und Tres Arroyos bestehen. Jetzt kommen Bahía Blanca, Paraná, San Juan, Tandil, Santa Fé und La Plata, und danach weitere 18 Ortschaften von über 100.000 Enwohnern hinzu. Die Leiter der regionalen Abteilungen arbeiten unabhängig, sind aber in das allgemeine digitale System integriert.

			Bayer 

			Dieses deutsche Unternehmen setzt sich weiter für die Förderung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft ein. Im September hat Bayer Argentinien die Initiative “Certification Training Red Dorados” (Red Dorados Netzwerk ausgewählter Vertriebshändler) gestartet. Sie zielt darauf ab, Händler und Landwirte gemeinsam zu mobilisieren, dass sie ihre Produktion von Sojabohne nach den RTRS-Standards und dem Standard Certified Sustainable Agriculture (ASC) des lokalen Verbandes AAPRESID zertifizieren. Bayer ist mit RTRS (Round Table on Responsible Soy) eine strategische Partnerschaft eingegangen, und arbeitet schon seit 2015 gemeinsam an der Zertifizierung brasilianischer Landwirte nach RTRS-Standards. Die neue Initiative umfasst verschiedene Informationsveranstaltungen und Schulungen zur Marktsituation, zur internationalen Nachfrage, zur nachhaltigen Produktion und zur Rolle der Zertifizierung. Es wird erwartet, dass über 100 Landwirte der Provinzen Buenos Aires, Santa Fé, Córdoba und Tucumán in das Pilotprojekt in der ersten Phase im Jahr 2018 aufgenommen werden.

			Wintershall

			BASF hat mit LetterOne in Ludwigshafen ein Abkommen unterzeichnet, um ihre Erdöl- und Gasgeschäfte zu in einem “joint veture” zusammenzufassen, das unter dem Namen Wintershall DEA tätig sein wird. LetterOne wird sein Aktienpaket in DEA Deutsches Erdöl AG an Wintershall Holding GmbH abgeben. Damit entsteht die führende unabhängige europäische Firma auf dem Gebiet der Erdölforschung und –ausbeutung, die auch in ausländischen Kerngebieten tätig ist. Die Zusammenlegung der zwei deutschen Unternehmen, BASF und LetterOne wird die Grundlage für weiteres Wachstum schaffen, erklärte der stellvertretende Exekutivdirektor von BASF, Dr. Hans-Ulrich Engel. Das Geschäft soll im ersten Halbjahr 2019 ganz abgeschlossen werden. 

			2017 erreichte der gemeinsame Umsatz von Wintershall und DEA E 4,7 Mrd., und auch ein EBITDA (Gewinn vor Amortisation) von $ 2,8 Mrd. und einen Nettogewinn von E 740 Mio. Die Produktion von Wintershall erreichte 2017 210 Mio. Barrel Erdöl und Gas (in Erdöl umgerechnet).

			Alco-Canale

			Diese Firma, mit Sitz in Mendoza, geriet in Konkurs (“quiebra”), wie es der zuständige Richter nach einem dreijährigen Prozessverfahren verfügt hat. Das Unternehmen hatte 2015 schon einen Kredit der Banco Nación von $ 150 Mio. erhalten, benötigte jetzt jedoch weitere u$s 15 Mio. um überleben zu können. Schon 2015 hatten die Gläubiger einem Präventivkonkurs zugestimmt, der vier Jahre vorher eingeleitet worden war. Es handelt sich um den größen Exporteur von Obstkonserven von Mendoza. Bis 2012 produzierte das Unternehmen noch um die 100 Mio. kg Nahrungsmittelkonserven (Obst, Tomaten u.a.), die unter den Marken Canale, Alco, Idolo, Puntero und Valsole verkauft wurden. Angeblich soll es jetzt zwei Interessenten für die Übernahme geben. Die justizialistische Partei der Provinz Mendoza hat vorgeschlagen, das Unternehmen zu enteignen und dann eine Genossenschaft zu bilden, um es weiter zu betreiben. Zum gegenwärtigen Wechselkurs sollte die Firma exportieren können und dann auch rentabel sein. Doch zunächst braucht es einen hohen Betrag für Arbeitskapital, den die Belegschaft, die die Genossenschaft bilden soll, nicht aufbringen kann.
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			Eine schwierige Lage, aber ohne Defaultgefahr

			Von Juan E. Alemann

			Das Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds hat die Gefahr eines Defaults in diesem und mindestens den zwei nächsten Jahren ausgeschlossen, weil die Zahlung der Schulden, die in naher Zukunft verfallen, gesichert ist. Entweder der Staat gibt neue Titel aus, die die alten ersetzen, oder der Fonds springt ein. In dieser Schonzeit sollte es nicht so schwierig sein, die Staatsfinanzen zu ordnen und die Defaultgefahr auch nach 2020 zu verbannen. Der Rückhalt des IWF erlaubt der Regierung auch, auf  Offerten zu verzichten, wenn die Zinsen als zu hoch angesehen werden. 

			Hinzu kommt dann noch, dass der real hohe Wechselkurs (der in diesem Jahr mehr als drei Mal so viel wie die Inflation gestiegen ist) dazu beiträgt, die Zahlungsbilanz im Gleichgewicht zu halten. Denn dabei wird mehr exportiert, weniger importiert, der Export von Dienstleistungen (wie Informatikprogramme) gefördert, weniger ins Ausland gereist, mehr Auslandstouristen angezogen, und der Kapitalimport begünstigt, weil mit den gleichen Dollar hier mehr gekauft wird. Und schließlich wird auch die Kapitalflucht verringert, allein weil mit den dafür eingesetzten Pesos weniger Dollar gekauft werden können.

			Hinzu kommt noch die Politik der hohen Pesozinsen, die flüssige Mittel anzieht, die sonst eventuell für Dollarkäufe bestimmt würden. Statt Lebac-Wechsel der ZB sind es jetzt Leliq (“letras de liquidez”) des Schatz- und Finanzministeriums auf sieben Tage, die täglich ausgeschrieben werden. Doch die Zinsen sprangen dabei in die Höhe, und erreichten am Mittwoch 74%, was heller Wahnsinn ist. Diese Zinsen, die sich allgemein auf das Zinsgefüge übertragen, auch wenn nicht ganz, sind nur mit einer hohen Inflation vereinbar, die sie ausgleicht. Wenn diese jetzt sinkt, wie es im Programm beabsichtigt ist, das mit dem IWF vereinbart wurde, dann ist die Belastung für Kreditnehmer untragbar.

			Diese monetäre Politik war unmittelbar insofern erfolgreich, als der Wechselkurs zurückging. Wenn dies durchgehalten wird, dann dürfte der Kurs weiter sinken. Auch bei der unteren Interventionsgrenze, von $ 34 pro Dollar, wäre der Kurs real immer noch sehr hoch. Erinnern wir uns daran, dass der Kurs nach Aufgabe der Konvertibilität bis fast $ 4 pro Dollar stieg, und dann zurückging und lange Zeit leicht unter $ 3 lag. Die Kursentwicklung muss dieses Mal nicht wie damals verlaufen, aber möglich ist es auf alle Fälle.

			Zurück zu den hohen Zinsen. Die Wirtschaftler der Regierung haben das bimonetäre System immer noch nicht begriffen, das in Argentinien faktisch besteht, aber bei der offiziellen Geldpolitik verleugnet wird. Immer noch werden die Sparer veranlasst ihr Geld in Pesos anzulegen, obwohl sie den Dollar bevorzugen. Damit eine Pesoanlage für die Sparer eine attraktive Alternative darstellt, müssen die Zinsen eben absurd hoch sein, was störend wirkt und mit einer Politik der starken Senkung der Inflation völlig unvereinbar ist. Zunächst sei bemerkt, dass die hohen Zinsen für Leliq-Schatzscheine täuschen. Die Zinsen bei Krediten, die über den Diskont von vordatierten Schecks erfolgen, die an der Börse gehandelt werden, liegen zwischen 41% und 42%. Bei Dollartermingeschäften auf ein Jahr liegt der Zinssatz um die 53%. Die Banco Nación fordert, je nach Art des Kredites, zwischen 57% und 73%, und andere Banken mehr. Allein, auch diese Zinsen sind absurd hoch und mit einer Politik der Inflationssenkung unvereinbar.

			Die Lösung liegt in einem Übergang des Kreditsystems auf den Dollar, wobei auch indexierte Kredite (mit dem UVA-Index, der dem Index der Konsumentenpreise entspricht) eine Alternative darstellen. Die Staatspapiere müssten nur in Dollar ausgegeben werden, wobei sogar ein relativ niedriger Zinssatz erreicht werden kann. Bisher wurden Schatzscheine in Dollar, die lokal untergebracht wurden, niedriger verzinst, als die Titel, die auf dem internationalen Finanzmarkt verkauft wurden. Es waren hier zunächst 3%, und dann bis 5%, während im Ausland über 6% und 7% gezahlt wurden. Und wenn den Dollarsparern gleichzeitig eine Weißwaschung geboten würde, wäre der Fall noch einfacher und der Erfolg sicherer. Bei einer internen Dollarverschuldung weiß der Schuldner, woran er sich zu halten hat. 

			Halten wir fest, dass die Banken schon jetzt Dollardepositen von über u$s 30 Mrd. haben, wobei sie Dollarkredite in Höhe von u$s 16 Mrd. erteilt haben, aber u$s 24 Mrd. leihen könnten, wenn die absurde Beschränkung, die bei diesen Krediten besteht, aufgehoben würde, die 2002 eingeführt wurde, als das bimonetäre System, das vorher galt, abgeschafft wurde. Und dann kommen laut Schätzung der Federal Reserve der USA noch gut u$s 50 Mrd. in Bardollar hinzu, die in Tresorfächern der Banken deponiert oder sich in den Wohnungen der Inhaber befinden. Die Regierung handelt so, als ob all das nicht existiere. Müssen wir dem ZB-Präsidenten, Herr Doktor und Professor Guido Sandleris, dies erklären? Er sollte es wissen, auch wenn er es weder in der Columbia Universität von New York, noch in der London School of Economics, gelernt hat, weil es dort das Problem nicht gibt. Das bimonetäre System, wie es in Argentinien besteht, ist weltweit einzigartig. Doch auch die argentinische Inflation, die mit Unterbrechungen schon 70 Jahre dauert, mit 15 Jahren dreistelliger Inflation und drei Hyperinflationswellen, ist ein Einzelfall auf der ganzen Welt.  

			Die bestehende Lage ist ideal für die formelle Einführung des bimonetären Systems, mit Girokonten in Dollar, Abschaffung der Beschränkung von internen Dollarkrediten und legaler Zulassung von internen Zahlungen in Dollar. Der real hohe Dollarkurs macht jetzt Kurssprünge sehr unwahrscheinlich, umso mehr als keine Defaultgefahr besteht, so dass die Lage für die formelle Einführung des bimonetären Systems ideal ist. 

			Die Wirtschaft hat erst begonnen, sich dem neuen Rahmen anzupassen, der mit der Abwertung und der extrem harten Geldpolitik geschaffen wurde. Dabei wurde die vorangehende Änderung der relativen Preise, die durch die brutale Erhöhung der Tarife öffentlicher Dienste und der Brennstoffe herbeigeführt wurde, noch nicht ganz in das System eingegliedert. Und jetzt schafft der Abwertungssprung auch hier ein zusätzliches Problem, mit der Notwendigkeit einer weiteren Zunahme. Die brutale Änderung der relativen Preise, das geringere Realeinkommen von Lohnempfängern und vielen anderen, die Kreditknappheit und die allgemeine Wirkung einer zunehmenden Rezession, all das muss verkraftet werden, was nicht einfach ist. Dabei verlieren viele Menschen ihren Arbeitsplatz und noch mehrere das ganze Einkommen, oder einen großen Teil, viele Unternehmen, vor allem kleine, schließen oder verkleinern sich drastisch, und die sozialen Probleme nehmen stark zu.

			Die Rezessionserscheinungen können gemildert werden. Aber sie müssen einzeln angegangen werden. Die AFIP sollte aufhören mit den Beschlagnahmen, die sie verfügt, wenn Steuern geschuldet werden, was meistens nicht auf Boswilligkeit sondern auf Unmöglichkeit der Zahlung beruht. Ebenfalls sollten die Banken bei Krediten die Zahlungstermine auf Antrag des Schuldners automatisch hinausschieben. Darüber hinaus müssen die Anstalten, in denen eine Gratismahlzeit geboten wird, ausgebaut werden, mit Betreibung durch Wohltätigkeitsorganisationen und Lebensmittelzufuhr durch den Staat, bei Mitwirkung von Landwirten und Lebensmittelunternehmen. Und dann muss ein System geschaffen werden, das die Eingliederung von Arbeitern erlaubt, ohne Entlassungsentschädigung und mit Ausnahme der Beiträge zum Positionierungssystem, alles für zwei Jahre. Schließlich muss es noch Sonderhilfen für Unternehmen geben, die am Rande des Konkurses und der Schließung stehen.

			Die Regierungsmannschaft sollte sich überlegen, was konkret auf vielen Gebieten getan werden kann, und in diesem Sinn auch Initiativen von Dritten anspornen, wie die, die wir oben aufgeführt haben. Wenn die soziale Problematik nicht wirksam angegangen wird, was viel Kleinarbeit erfordert, dann besteht die Gefahr, dass der Notstand für einen großen Teil der Bevölkerung untragbar wird, was zu zunehmenden Gewalterscheinungen führt und eventuell ein böses Ende nimmt.
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			Die fragwürdige Null-Geldschöpfung

			Von Juan E. Alemann

			Die Ankündigung des neuen ZB-Präsidenten Guido Sandleris, dass es ab jetzt keine Geldschöpfung (bis Juni 2019) mehr geben werde, stellt viele Fragen auf. Er bezog dies auf die “monetäre Basis”, die Banknoten im Umlauf und Depositen der Banken bei der ZB umfasst, was technisch M1 benannt wird. Kritiker weisen darauf hin, dass es besser wäre, die Geldpolitik auf das monetäre Aggregat M2 zu beziehen, das sich auf Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen bezieht und somit Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst. In Deutschland bezog sich zur Zeit der D-Mark die Geldpolitik sogar auf das monetäre Aggregat M3, das auch Fristdepositen einschließt, wobei es jedoch keine formelle Begrenzung der Zunahme gab. Und heute verfolgen die Europäische Zentralbank und auch die Federal Reserve bei ihrer monetären Politik alle Aggregate.

			Seinerzeit hat der Ökonom Milton Friedman die monetäre Theorie dahingehend ausgebaut, dass er die Bedeutung der “Aggregate” hervorhob, die auch für Zahlungen eingesetzt werden. In der Tat zahlt man immer weniger mit Bargeld und immer mehr über Belastung von Bankkonten. Dafür erhielt er den Nobelpreis. Er hatte entdeckt, dass die Federal Reserve während der Krise der 30er Jahre ihre Analyse auf die Entwicklung des Banknotenumlaufs stützte, der ständig zunahm (so dass eine ausreichende Geldversorgung angenommen wurde), aber nicht beachtet hatte, dass einige Banken zusammengebrochen waren, und die Sparer daher allgemein ihre Bankdepositen zurückzogen. Somit nahmen die monetären Aggregate M2 und M3 ab, was zu einer unzureichenden Versorgung von Zahlungsmittel führte und die Krise verschärfte. Ein ähnliches Phänomen ist in Argentinien Anfang 2002 infolge der “Pesifizierung” der Dollardepositen eingetreten, die der Wirtschaft auch Zahlungsmittel entzog. Die Dollardepositen wurden damals auch für allerlei interne Zahlungen eingesetzt, und als das wegen der Umwandlung in Pesos und Einfrierung aufhörte, nahm die Geldversorgung der Wirtschaft ab. Dieses Phänomen haben die lokalen Wirtschaftler bis heute nicht verstanden. Nur wir haben an dieser Stelle damals darauf hingewiesen.

			Die Europäische Zentralbank, und auch die Federal Reserve der USA, beachten die Entwicklung dieser Aggregate, befolgen jedoch das oberste Ziel, die Inflation, gemessen am Index der Konsumentenpreise, bei 2% jährlich zu halten. Weniger wirkt angeblich rezessiv, weil dann kein Spielraum für die Veränderung der relativen Preise besteht, und mehr stellt ein Frühsignal der Inflation dar.

			Es ist jedoch begreiflich, dass Sandleris zur monetären Basis gegriffen hat, die allgemein mit Geld gleichgesetzt wird und verständlich ist, und dabei mit der Nullexpansion ein klares Signal für eine sehr harte Geldpolitik geben wollte, die als Teil einer Wirtschaftspolitik notwendig ist, die das Ziel verfolgt, die Inflationsrate auf ein zivilisiertes Niveau zurückzuführen. In den letzten Jahren lag die Expansion der monetären Basis zwischen 25% und 30% jährlich, und hielt somit mit der Inflation Schritt. Die Geldschöpfung begleitete die Inflation somit passiv, was bedeutet, dass die ZB sie duldete, aber nicht förderte. Vor einigen Wochen war die jährliche Expansionsrate auf 50% gestiegen, was mit den Abbau des Lebac-Bestandes zusammenhängt. Dann ging die Zunahmerate wieder zurück.

			Die Lebac-Wechsel der ZB, die 2002 vom damaligen ZB-Präsidenten Mario Blejer eingeführt wurden, wurden später stärker eingesetzt, um den Geldüberhang zu sterilisieren, ganz besonders unter der Macri-Regierung vom ZB-Präsidenten Federico Sturzenegger. Das war auf die Dauer unhaltbar, da die ZB dabei Schulden anhäufte, die in Dollar umgerechnet höher als die ZB-Reserven von etwa u$s 50 Mrd. waren. Der Abbau des Lebac-Bestandes war nur mit Hilfe des Internationalen Währungsfonds möglich. Das hatte Luis Caputo klar erkannt, der als Finanzminister Präsident Macri in diesem Sinn überzeugte. Caputo war vorher auf dem Finanzmarkt tätig gewesen und hatte dabei einen besonderen Spürsinn für die Stimmung und die bevorstehenden Gefahren entwickelt. Macri ernannte ihn dann zum ZB-Präsidenten, und nach drei Monaten trat er zurück, angeblich weil er sich mit dem IWF, besonders mit Cristine Lagarde gestritten hatte, und er das neue Abkommen nicht mit seiner Präsenz belasten wollte.

			Zurück zur Einfrierung der monetären Basis. Dies erfordert an erster Stelle, dass das Schatzamt keine Schatzscheine bei der ZB unterbringt, sondern nur auf dem Finanzmarkt. Doch abgesehen davon entsteht auch ein Problem, wenn die ZB-Reserven zunehmen, weil dann als Gegenleistung Pesos auf den Markt kommen. Die ZB müsste somit bei Dollarkäufen gleichzeitig Dollar verkaufen oder den Banken erlauben, ihren Dollarbestand zu erhöhen. Die ZB soll jetzt, gemäß der neuen Regel, nur Dollar auf dem Markt kaufen, wenn der Wechselkurs unter $ 34 liegt (was jeden Monat um 3% erhöht wird). Es wird jedoch angenommen, dass der Kurs nicht so stark sinkt. Aber sicher ist dies keineswegs. 

			Angenommen, es gelingt der ZB die Null-Geldschöpfung einzuhalten. Wie wird sich dies auf die Wirtschaft auswirken? Wenn die Inflation stark zurückgeht, dann nimmt der Bedarf an Bargeld paradoxerweise zu, weil die Menschen und die Unternehmen mehr Bargeld halten, weil dies bequemer ist. In diesem Fall könnte Geld knapp werden und nicht für die normale Abwicklung der Wirtschaft ausreichen, also im Endeffekt rezessiv wirken. 

			Der Fall ist jedoch komplizierter, weil dann auch die Bankdepositen zunehmen, so dass die Versorgung von Zahlungsmitteln im weiteren Sinn (M2 und M3) zunimmt und kein Problem entstehen sollte. Ohnehin fördert die Regierung den Übergang von Barzahlungen auf Zahlungen über Bankkonten (mit Scheck, Karten und Internet-Überweisungen), so dass die relative Bedeutung des Bargelds abnimmt. In den USA u.a. Ländern, besonders in Schweden, wird kaum noch mit Bargeld bezahlt, und größere Barzahlungen werden sofort verdächtigt, mit Drogenhandel oder krummen Geschäften in Verbindung zu stehen. 

			Es ist auf alle Fälle ein Fortschritt, dass die ZB jetzt nicht mehr für die Inflation verantwortlich ist, sondern nur für den rein monetären Aspekt derselben. Denn die Inflation ist nur zum Teil ein monetäres Phänomen: Sie hängt auch von Preisen ab, die unabhängig von Angebot und Nachfrage steigen, u.a. die Preise für öffentliche Dienste, und dann auch von der Lohnentwicklung. Auch der Wechselkurs hat eine entscheidende Bedeutung, da viele interne Preise sich an den den Dollarkurs halten. Die Politik der Senkung der Inflation erfordert viel mehr, als eine harte Geldpolitik, und andererseits lässt sich diese faktisch nicht aufrecht erhalten, wenn sie stark rezessiv wirkt. Das erträgt keine Regierung.

			 

			 

		

	OEBPS/image/1180.png





OEBPS/image/tapafreeebook.jpg


OEBPS/image/11805.png





OEBPS/image/11804.png





OEBPS/image/11803.png





OEBPS/image/11806.png





OEBPS/image/macri_armut_unten_fmt.jpeg





OEBPS/image/brunnen_3466_fmt.jpeg





OEBPS/image/11802.png





OEBPS/image/11807.png





OEBPS/image/11801.png





OEBPS/image/11808.png





OEBPS/image/cabezal_tapa_fmt.png
Argentinisches Eagzsgggn






OEBPS/image/11809.png





OEBPS/image/impressum_fmt.png
B
Argentinisches Tagedlart

> Verlag und
Verwaltung:
* Telefon/Fax:

Folgen Sie uns
auf Twitter!

Ciudad de La Paz 1410

C 1426 AHB Buenos Aires
(5411) 4782-5104 / 4785-0227 /
4780-4353
www.tageblatt.com.ar
info@tageblatt.com.ar
atda@tageblatt.com.ar
(Digitale Ausgabe)
vereine@fibertel.com.ar
(Gemeinschaften)
atpublicidad@fibertel.com.ar
(Anzeigenabteilung)
atsuscripciones@fibertel.com.ar
(Abonnements)

@ATdeBuenosAires

Redaccién y Administracion:
Ciudad de La Paz 1410 - C 1426 AHB, Buenos Aires.

Propiedad de: ALEMANN SR.L.
Director: Dr. Roberto T. Alemann

Reg. Nacional dela Propiedad Intelectual: N° 47.261.704

it echtem Freisinn und unerschiitterlicher Uber-
zeugungstreue die Deutschsprechenden im Lande den
‘Weg des Fortschritts und der Freiheitsliebe zu fiihren*

Argentinisches Tageblatt, Nr. 1 (29. April 1889)

Medienpreis
Dialog fiir

% | Deutschland Swiss
2012 Award 2013






